
sich gegen die Konsequenzen der
Wachstumsschwäche zu stemmen.

Gegenstand der im Sommer 1986
fertiggestellten Untersuchung sind
"die Bedingungen, unter denen west-
europäische Länder mit sozialdemo-
kratisch geführten Regierungen die
Ziele ihrer Wirtschaftspolitik und ins-
besondere das Vollbeschäftigungsziel
auch unter krisenhaften Bedingungen
seit Beginn der siebziger Jahre er-
reichten oder verfehlten." (S. 12)Wäh-
rend von Ökonomen durchgeführte
Analysen sich meist auf die Zusam-
menhänge zwischen BIP-Wachstum,
Beschäftigung, Arbeitslosigkeit, Infla-
tion, Löhne, Zinssätze, Budgetdefizi-
te, Steuerquoten und anderen Wirt-
schaftsindikatoren konzentrieren,
steht im Buch des von der Politikwis-
senschaft her kommenden Autors die
Interaktion zwischen der staatlichen
Politik und den organisierten gesell-
schaftlichen Interessen im Zentrum
der Untersuchung. Ausgangspunkt ist
die Darstellung der politisch-ökono-
mische Prämissen der Steuerung (die
"Vision eines demokratisch gesteuer-
ten Kapitalismus"). Daran schließt
sich im 2. Teil eine komprimierte Ver-
laufsgeschichte der Wirtschaftspolitik
von 1973 bis 1979 für die Länder Öster-
reich, Großbritannien, Schweden und
BR Deutschland. Kernstück von
Scharpfs Buch ist der 3. Teil, wo in
vergleichenden Interpretationen die
Gründe für Erfolg und Mißerfolg her-
ausgearbeitet werden.

Sozialdemokratische Wirtschaftspo-
litik charakterisiert Scharpf als eine
primär am Ziel der Vollbeschäftigung
orientierte Wirtschaftspolitik. Dabei
war schon bei Beginn der Periode der
Wachstumsschwäche klar, daß sich
ein expansiv orientierter Keynesianis-
mus nur dann Erfolgschancen aus-
rechnen konnte, wenn er um ein neo-
korporatistisches Institutionengefüge
ergänzt wurde.
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Seit Mitte der siebziger Jahre ist das
Wirtschaftswachstum in den westli-
chen Industriestaaten nur noch etwa
halb so groß wie in der zweieinhalb
Jahrzehnte dauernden Prosperitätspe-
riode davor. Wenn ein Rückgang der
längerfristigen Expansionsrate ange-
sichts des historischen, säkulären
Wachstumstrends nicht an sich als kri-
senhafter Vorgang betrachtet werden
kann, so steht die tatsächliche Ent-
wicklung der letzten eineinhalb Jahr-
zehnte unleugbar im Zeichen einer
weltweiten Wachstumsschwäche in
dem Sinne, daß das durch den langfri-
stigen Produktivitätstrend bestimmte
Wachstumspotential durch das reali-
sierte Wachstum nicht ausgeschöpft
wurde und die Arbeitslosigkeit in den
Industrieländern sich mehr als ver-
doppelt, in Europa sogar verdreifacht
hat. Immer mehr Länder haben vor
dem Problem hoher Arbeitslosigkeit
resigniert und ihre Regierungen sind
dazu übergegangen, eine wirtschafts-
politische Verantwortung für das Ziel
der Vollbeschäftigung mehr oder we-
niger zu negieren. Dennoch ist die
Zunahme der Arbeitslosigkeit nicht
einheitlich, die im Ländervergleich
immer noch deutlich niedrigeren Ar-
beitslosenraten in Schweden, Öster-
reich und der Schweiz zeigen, daß es
nicht von vornherein chancenlos ist,
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Mit dem Ende der wirtschaftlichen
Schönwetterperiode wurde es für eine
keynesianische Wirtschaftspolitik
schwieriger, mit ihrer Botschaft im
Kampf um die Vorherrschaft in der
öffentlichen Meinung durchzukom-
men: "Weil neoklassische (ebenso wie
marxistische) Positionen im Prinzip
immer in eine Richtung weisen, lassen
sie sich auch ausgezeichnet vereinfa-
chen und zu Leitartikeln verarbeiten,
und treffen selbst in ihren Vulgärver-
sionen immer noch den gemeinten
Kern. Im Gegensatz dazu kann sich
der Keynesianismus nicht auf eine im-
mer richtige Faustregel (mehr ,Markt'
oder mehr ,Staat' zum Beispiel) zu-
rückziehen. Was richtig ist, hängt ganz
von der jeweiligen Lage ab. Deshalb
werden Keynes' Thesen nicht nur
durch Vereinfachung falsch, sondern
auch durch jede nicht exakt situa-
tionsgerechte Anwendung." (S. 42)
Mehr als die konkurrierenden Kon-
zepte des Monetarismus und der
"supply side economics" war der so-
zialdemokratische Keynesianismus
von tatsächlichen Erfolgen vor allem
im Hinblick auf das Beschäftigungs-
ziel abhängig. Österreich und Schwe-
den sind die positiven Beispielsfälle in
Scharpfs Untersuchung, Großbritan-
nien und letzten Endes auch die BR
Deutschland die negativen. Die Grün-
de für Erfolg oder Scheitern - so
Scharpfs durch den Gang seiner Un-
tersuchung bestätigte Ausgangshypo-
these - sind "weniger in den ökonomi-
schen als in der unterschiedlichen in-
stitutionellen Bedingungen der einzel-
nen Länder zu suchen." (S. 205)

Eine erfolgversprechende Kombi-
nation einer expansiven Geld- und Fi-
nanzpolitik des Staates mit einer ver-
hältnismäßig zurückhaltenden Lohn-
politik der Gewerkschaften sieht
Scharpf in Österreich modellhaft ver-
wirklicht. "Immer wenn und solange
es in einem der Vergleichsländer ge-
lang, eine annähernd gleiche Konstel-
lation der monetären, fiskalischen und
lohnpolitischen Impulse zu erreichen,
war es in der Periode zwischen der
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ersten und zweiten Ölkrise möglich
gewesen, die Beschäftigung zu stabili-
sieren oder sogar deutlich zu erhöhen,
und zugleich die Inflationsrate zu sen-
ken oder wenigstens zu stabilisieren."
(S. 206) In Österreich war dies, nach-
dem die Fehleinschätzung des ein-
kommenspolitischen Spielraumes
1974/75wieder korrigiert wurde ("Ge-
meinsame Fehler gemeinsam korri-
giert", Kapitel 4), ab 1975 der Fall, in
Großbritannien in der Zeit des "Social
Contract" bis 1978, in Schweden 1974/
75 und in Deutschland von 1977 bis
1980.

Mit dem Zusammenbruch der Ko-
operation zwischen Regierung und
Gewerkschaften im Laufe des Jahres
1978 war das Schicksal des Keynesia-
nismus und auch der Labour Party
besiegelt. Der Machtwechsel als Folge
der Unfähigkeit der Labour-Party-Re-
gierung, die Inflation unter Kontrolle
zu bringen, verschlechterte die Bedin-
gungen für das Agieren der Gewerk-
schaften drastisch: "Eine Regierung,
die politisch in der Lage ist, hohe
Arbeitslosigkeit in Kauf zu nehmen
und sich statt dessen auf das Stabili-
tätsziel (und andere politische The-
men) zu konzentrieren, kann von den
Gewerkschaften nicht länger ,ausge-
beutet' werden. Statt dessen werden
die Gewerkschaften unter dem Druck
hoher Arbeitslosigkeit aus eigenem
Interesse zur Kooperation mit der Sta-
bilitätspolitik der Regierung gezwun-
gen." Die sich hierzu manifestierende
"Wehrlosigkeit der Gewerkschaften
gegenüber einer konservativ-moneta-
ristischen Restriktionspolitik" nimmt
einer gewerkschaftlichen Lohnzu-
rückhaltung die Eigenschaft eines Zu-
geständnisses und beraubt sie damit
ihres wichtigsten politischen "Tausch-
objektes". (S. 216 f)

In Deutschland waren die Voraus-
setzungen für eine Kooperation Ge-
werkschaften - Regierung wesentlich
günstiger. Sie funktionierte in der
Phase 1973/75 aufgrund von Fehlein-
schätzungen der Konjunktur nicht,
wobei die Korrektur im Unterschied



zu Österreich durch eine restriktive
Notenbankpolitik mit der Konse-
quenz einer starken Zunahme der Ar-
beitslosigkeit bewirkt wurde. Daran
schloß sich eine Phase der erfolgrei-
chen Kooperation, die auch bemer-
kenswerte beschäftigungspolitische
Resultate zeitigte. Auch nach 1980
wurde diese Kooperation fortgesetzt,
doch scheiterte sie an der restriktiven
Geldpolitik der Bundesbank, mit wel-
cher diese das Leistungsbilanzdefizit
und den DM-Kursverfall bekämpfte.
Die beschäftigungspolitischen Impul-
se der Fiskalpolitik wurden durch die
monetäre Restriktion konterkariert.

Schweden ist zwar auf beschäfti-
gungspolitischem Gebiet erfolgreich
geblieben, jedoch auf einem völlig an-
deren, von Scharpf als "suboptimal"
angesehenen Weg. Die von 1976 bis
1982 an der Macht befindlichen bür-
gerlichen Regierungen hielten am
Vollbeschäftigungsziel fest, konnten
allerdings nicht auf die lohnpolitische
Kooperation der Gewerkschaften zäh-
len. Sie realisierte das Ziel weitgehend
durch eine starke Ausweitung der öf-
fentlichen Beschäftigung durch Sub-
ventionierung von Betrieben und
durch arbeitsmarktpolitische Maß-
nahmen - allerdings um den Preis
eines permanent hohen Staatsdefizits
und unter Gefährdung der außenwirt-
schaftlichen Flanke. Als die Sozialde-
mokraten 1982 an die Regierung zu-
rückkehrten, mußten sie zur Korrek-
tur der Ungleichgewichte tief in den
Instrumentenkasten der supply side
economics greifen. Als Folge der
Strukturentwicklung, vor allem des
stark erhöhten Anteils des öffentli-
chen Sektors, sieht Scharpf den Zu-
sammenhalt der Gewerkschaften zu-
nehmend in Frage gestellt.

Wenn Schweden und Österreich
auch in den achtziger Jahren auf be-
schäftigungspolitischem Gebiet zu-
mindest relativ erfolgreich geblieben
sind, so haben sich die Bedingungen
für eine keynesianische Wirtschafts-
politik durch Entwicklungen, die auf
der weltwirtschaftlichen Ebene lie-

gen, drastisch verschlechtert ("Das
Ende der keynesianischen Strategie",
Kapitel 11)."Mit der Internationalisie-
rung der Kapitalmärkte hatte die na-
tionale Geldpolitik die Freiheit verlo-
ren, die auf dem Dollarmarkt gebote-
ne Rendite für Finanzanlagen wesent-
lich zu unterschreiten - und mit dem
Anstieg der Realzinsen für langfristige
Dollaranlagen wurde diese bis dahin
latente Bedingung zu einer manife-
sten Beschränkung. Die nationale
Geldpolitik hatte damit ihre Zinssou-
veränität verloren." (S.302) Die Fi-
nanzpolitik mußte die Last der Nach-
frageexpansion alleine übernehmen,
ist jedoch durch die zunehmend fühl-
bare Beschränkung der Möglichkeit,
ein Defizit einzugehen, immer weni-
ger dazu in der Lage. Mit der Anhe-
bung des Zinsniveaus erfordert eine
Verteidigung der Beschäftigung im
privaten Sektor eine starke Anhebung
der Rentabilität der Realinvestitionen.
Scharpf sieht die grundlegende Pro-
blematik in diesem Zusammenhang
darin, ob der Preis - nämlich eine
massive Umverteilung zu den Kapital-
einkommen - bezahlt werden kann
und soll. Allerdings stellt sich dabei
auch die Frage, ob aus der Sicht einer
gesamtwirtschaftlichen Kreislaufbe-
trachtung eine solche Rechnung über-
haupt aufgehen kann.

Die besondere Qualität von Fritz
Scharpfs Buch liegt in jenen Teilen
der Untersuchung des Erfolgs bzw.
Mißerfolgs der Politik, die über die
Feststellung von Tatsachen, wie "die
Einkommenspolitik ist ab dem Zeit-
punkt X zusammengebrochen", "die
Fiskalpolitik" oder "die Notenbankpo-
litik wurde restriktiv", hinausgehen.
Eine Wiedergabe des Inhalts der Kapi-
tel 9 und 10 ("Bedingungen der kon-
zentrierten Lohnpolitik", "Grenzen
der staatlichen Strategie fähigkeit")
würde den Rahmen einer Rezension
sprengen - es wäre auch nicht leicht,
die differenzierten, Situation und Be-
dingungen jeweils genau berücksich-
tigenden Analysen in Kurzform zu-
sammenzufassen.
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Die Hoffnungen am Ende der acht-
ziger Jahre, denen das letzte Kapitel
gewidmet ist, beurteilt der Autor
skeptisch. Wenn für ihn die Vollbe-
schäftigung unter den gegebenen Be-
dingungen zum Verteilungsproblem
geworden ist, so bedeutet dies bewuß-
te Unterordnung der Lohnpolitik un-
ter die Rentabilitätserfordernisse, die
im wesentlichen in der Finanzsphäre
bestimmt werden, und Umverteilung
der Arbeit durch Arbeitszeitverkür-
zung, die vom Staat zu subventionie-
ren wäre, was ein höheres Niveau der
Besteuerung der Löhne erfordert. Ei-
ne Verschiebung der Lasten auf das
Kapital ist nicht nur politisch nicht
durchsetzbar, sie würde auch die be-
schäftigungspolitische Zielsetzung ge-
fährden. "Für die absehbare Zukunft
jedenfalls hat die Sozialdemokratie
nur dann eine Chance der wirtschafts-
politischen Gestaltung, wenn sie die
ganze Härte der weltwirtschaftlichen
Rahmenbedingungen und damit die
Grenzen ihrer binnenwirtschaftlichen
Handlungsmöglichkeiten ausdrück-
lich akzeptiert - aber sie verdient die-
se Chance auch nur, wenn sie an den

540

Zielen des demokratischen Sozialis-
mus auch unter Bedingungen festhält,
in denen diese nur als ,Sozialismus in
einer Klasse' verwirklicht werden
können." Wenn schon fraglich ist, ob
diese Strategie im nationalen Rahmen
aufgehen kann, so kann sie kaum si-
multan von den Industrieländern zu-
gleich verwirklicht werden, da auf die-
ser Ebene das erforderliche Gleichge-
wicht zwischen Sparen und Investitio-
nen eher unwahrscheinlich erscheint.
Trotz aller Schwierigkeiten und Unsi-
cherheiten einer Strategie der interna-
tionalen Koordinierung, die Scharpf
anführt, ist sie vielleicht doch der aus-
sichtsreichere Weg. Für ein einzelnes
Land ist der Handlungsspielraum zu
klein, das Niveau seiner wirtschaftli-
chen Aktivität auf Dauer beliebig über
dem seiner Handelspartner zu halten.
Bei dem heute erreichten Grad der
internationalen Verflechtung des
Wirtschaftslebens ist die Vollbeschäf-
tigung wohl nur durch eine wesentli-
che Verbesserung der internationalen
Kooperation in der Wirtschaftspolitik
erreichbar.

Günther Chaloupek


